
bundessozialgericht
6 RKa 1 / 65 I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem l\echtsstreit

verkündet am . o o o o o o o o o o o o o o o o n o o o o u o o 0
.V

28. Mai 1965
Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 6° oenat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Mai 1965, an der mit—
gewirkt haben

°enatspräsident Prof.ur° B 0 g s
als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dr° L a n g k e i t

und Dr. K a i s e r
sowie die Bundes-

soziulrichter Dr° T h i e d i n g
und Dr° D e g e n h a r d

als ehrenamtliche
Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 30° Oktober 1964

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zuverstatten.
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Der Kläger ist als Facharzt für Röntgenologie und strahlenn

heilkunue zur Tätigkeit für die gesetzlichen Kranken—

kassen zugelassen und an den Ersatzkassen beteiligt° Er

hat sich 1950 in irier niedergelassen° beit Anfang 1956

nimmt er elektrokaruiographische (EKG) Untersuchungen

an Kassenpatienten vor° Diese sind von der Beklagten

vergütet werden°

Mit Schreiben vom 29. Oktober 1958 gab die Beklagte_dem

Kläger den Deschluß der Vertreterversammlung der Landes—

ärztekammer nheinland-Pfalz, nezirksvereinigung Trier,

vom 170 beptember 1958 bekannt, wonach EKG-Leistungen

nicht in das Fachgebiet der Röntgenologie (@ 29 Abs° 2

der Facharztordnung für die Deutschen Ärzte vom 5, No—

vember 1957) gehörten.

lm Schreiben vom 4.Novemoer 1959 teilte sie dem Kläger

folgenues mit der Bitte um entsprechende Beachtung mit:

Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereini—

gung (KÄV) *rier habe am 25„oeptember 1959 beschlossen,
uaß in Zukunft EKG—Leistungen auf uie Fachgebiete innere
Krankheiten und Kinnerkrankheiten sowie auf die praktischen

Ärzte beschränkt würden und die Honorierung durch die KÄV

nur bei diesen Ärztegruppen erfolgen dürfe° Der Beschluß

stütze sich auf eine Entscheidung des Sozialgerichts (SG)
Hamburg vom 6„März 1957, welches die Auffassung vertreten

habe, daß nach der Facharztordnung der Facharzt sich auf

sein Fachgebiet zu beschränken habe, sowie auf die Ansicht

des Facharztausschusses der bezirksvereinigung Trier°
Dieser habe sich in seiner Sitzung vom 2, Juli 1959 der
meinung der "ötändigen Konferenz der Eacharztausschuß—
vorsitzenden" angeschlossen° Diese habe nach Anhörung
der Deutschen Gesellschaft für innere Medizin une der
Deutschen nöntgengesellschaft in ihrer Sitzung vom 180
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Februar 1959 festgestellt, daß die Ausführung von EKG—

Untersuchungen nicht in das Fachgebiet des Röntgen010gen

gehöre, weil es abwegig sei, ein EKG allein und nicht

unter Berücksichtigung der gesamten übrigen klinischen

Befunde zu beurteilen,

Der Kläger führte auch weiterhin EKG-Leistungen bei

kassenpatienten aus und beanspruchte von der Beklagten

deren Vergütung. Diese verwies in ihrem Schreiben vom
17, £ärz 1960 auf ihr Schreiben vom 4.November 1959;

sie erklärte sich ausnahmsweise bereit, die für das

letzte AbrechnungsviertelJahr des Jahres 1959 abge—

rechneten EKG-Leistungen zu honorieren, lehnte jedoch

die Vergütung dieser Art von Sachleistungen über diesen

Zeitpunkt hinaus ab°

Gegen die Mitteilungen der Beklagten vom 4‚November

1959 und 17. iärz 1960 wandte sich der Kläger mit
seinen Schreiben vom 19. April und 29° Mai 1960, mit

denen er "ßechtsmittel" bzwo "Beschwerde" erhob, weil

er seit 1556 unbeanstandet EKG—Leistungen ausführe und

diese im Rahmen seiner Praxis zweckmäßig und notwendig

seien‚

Die Beklagte half dem Begehren des Klägers nicht ab„

(Widerspruchsbescheid vom 12.5eptember 1960, beschlossen

in der Sitzung des Vorstandes der Beklagten vom 51°

August 1960)° Sie verwies auf 9 4 Abs° 1 ihrer batzung,
wonach ihre ordentlichen Mitglieder unter Berücksichti—

gung der Berufs— und Facharztordnung an der kassenärzt—

lichen Versorgung teilnähmen, und auf 3 33 der Berufs—

ordnung für die deutschen Ärzte vom 5„November 1937 sowie

auf 5 37 Abs° 2 der Derufsordnung für Ärzte in Rheinland—
Pfalz vom 16° Januar 1960, die bestimmten, daß Fachärzte

sich grundsätzlich auf ihr Fachgebiet beschränken müßten.

_ 4 -
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EKG—Untersuchungen gehörten nicht zum Fachgebiet des

Röntgenologen° Der Umstand, daß der Kläger vier Jahre

lang unbeanstandet EKG—Leistungen abgerechnet habe,

gebe ihm keinen nnspruch auf künftige Vergütung solcher

Leistungen, da ihm die Genehmigung zu deren Ausführung

nicht ausdrücklich erteilt werden sei°

Aufgrund des Beschlusses ihrer Vertreterversammlung vom

23. September 1959 verweigerte die Beklagte die Hono—
rierung der vom Kläger im ersten AbrechnungsviertelJahr

des Jahres 1960 getätigten EKG—Leistungen in Höhe von

1.444,80 DM (EVO—Kassen) und 224‚——DM(Ersatzkassen)„

Mit seiner hierauf erhobenen Klage hat der Kläger u,a°
geltend gemacht, den er mit Schreiben vom 8.November

1954, das nicht erwidert werden sei, den Vorsitzenden

des Vorstandes der Beklagten von seiner Absicht in

Kenntnis gesetzt habe, sich eine EKG—nnlage anzuschaffeno

Das SG Speyer, bweigstelle Mainz, hat durch Urteil vom
15. April 1964 die Klage abgewiesen, das Landessozial—

gericht (LbG) Rheinlandstalz die uerufung durch Urteil

vom 30, uht00er 1964 zurückgewiesen°

Das berufungsgericht hat seine Entscheidung im wesent—

lichen wie folgt begründet:

Gegenstand des hechtsstreits sei der Honoraran3pruch

des hlägers gegen die beklagte wegen der von ihm seit

1" Januar 1960 gefertigten EKG-Leistungen° Nach 9 368 n

. der heichsversicherungsordnung (EVO), @4 Abs, 1 der
satzung der Beklagten sei diese dafür verantwortlich,

daß ihre Mitglieder — somit auch der Kläger * nur im

Rahmen ihrer Zulassung, insbesondere auch unter ße—
rücxsiohtigung der berufs— und Facharztordnung an der
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kassenärztlichen Versorgung teilnähmen. @33 der bis
zum 31, Januar 1960 in Rheinland-Pfalz in Kraft gewesenen

Berufsordnung für die deutschen Ärzte vom 5„November 1937

und @ 37 Abs° 2 der an deren Stelle getretenen Derufsord—

nung für die Ärzte in Rheinland—Pfalz vom 16° Januar 1960

bestimmten, daß Fachärzte sich grundsätzlich auf ihr Each—
gebiet beschränken müßten. Hierin liege keine Einschrän—
kung der verfassungsmäßig gewährleisteten freien Berufsaus—

übung ( Artikel 12 Abs° 1 GG), denn es werde dem Facharzt
nicht etwa die Ausübung einer in den nahmen seines Fach—

gebietes fallenden Tätigkeit untersagt, sondern ihm aufge—

geben, sich der ärztlichen Verrichtungén zu enthalten, die

mit seinen Fachgebiet sachlich nichts zu tun hatten, für die—

se Regelung, durch die die Gefahr einer Entfremdung des

Eacharztes von seinem Fachgebiet vermieden werde, seien

durchschlagenue Wründe des Gemeinwohls gegeben; sie schränke

die Tätigkeit„des Facharztes auch nicht unzumutbar ein„

Der Kläger sei daher zur Ausführung und Auswertung von
Elektrokarciogrammen nicht befugt, Die Beklagte habe sich

bei der Beurteilung der ausgesprochen ärztlichen Fach—

frage, ob EKG-Leistungen in das Fachgebiet des Röntgenologen

gehörten, der Ansicht hierfür zuständiger besonderer Each-

gremien angeschlossen° Ihre insoweit im Rahmen ihrer Selbst—

verwaltung getroffene Entscheidung lasse weder bachwidrig—

keit noch Willkür erkennen, so daß sie für ihre Mitglieder

und für die Gerichte verbindlich sei. Wenn der Kläger trotz—

dem Elektrokardiogramme gefertigt habe, obwohl es sich hier

um eine ärztliche Tätigkeit handele, die nicht in den Rahmen

seiner Fachzulassung falle, könne er hierfür keine kassen-

ärztliche Vergütung beanspruchen, Ein AnSpruch unter dem
rechtlichen üesichtaunkt des Herkommens (Observanz) sei

schon deshalb zu verneinen, weil ihm nur vier Jahre lang

EKG—Leistungen vergütet worden seien, von einer für die

Bildung von Gewohnheitsrecht erforderlichen lange dauernden

- 6 _
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Übung somit keine Rede sein könne. Zudem habe ihm die

Beklagte bereits 1958, also nicht ganz drei Jahre, nach-

dem er EKG—Leistungen abgerebhnet habe, ihre seinem

Jetzigen begehren entgegenstehende ■echtsmeinung be-

kanntgegeben. beine Ankünuigung vom 8„November 1954, daß

er beabsichtig0, eine EKG—Anlage anzusehaffen, und das

Schweigen der Beklagten hierauf sowie der Umstanu, daß

sie EkG—Leistungen vier Jahre lang vergütet habe,

stellten keinen rechtsbegründenden Tatbestand für den

strittigen Anspruch dar° Dem kläger sei zu keiner Zeit

durch Verwaltungsakt oder sonstige verbindliche Er—

klärung seitens der Beklagten die Berechtigung erteilt‘

worden, in seiner Kassenpraxis EKG-Untersuchungen

auszuführen„ Die Honorarzahlung sei ein rein tatsäch—

licher Vorgang und kein Verwaltungsakt. Hieraus lasse

„ich jedenfalls kein nechtsanspruch auf künftige Bonorern

zahlungen herleiten, auch wenn der Kläger dies erwartet

habe° Da dem kläger kein kassenärztlich begründetes

Becht genommen worden sei, liege kein enteignungsgleicher

Eingriff (Art° 14,19 GG) darin, daß die beklagte die
Honorierung der EKG—Leistungen ab Jahresbeginn 1960
ablehne„

Das LSG hat die Revision zugelassen,

Der kläger hat zur Begründung seines nechtsmittels durch

seine Bevollmächtigten vortragen lassen: sie Verwaltungs—

akte der Beklagten verletzten Artikel 14 und 19 GG und
seien daher verfassungswidrig° Der im Rahmen ihrer
selbetverwaltung von der Beklagten gefaßte Desch1uß‚
auf den sich die angefochtenen Verwaltungsakte stützten,

stehe im Widerspruch zu Artikel 12 GG„ hie Facharzt—

ordnung besage nichts darüber, welcher Fachrichtung die

_7_
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Ausführung von EKG—Untersuchungen zuzurechnen sei; in-

soweit bestehe noch heute in der Bundesrepublik eine

unterschiedliche Handhabung° Eine Regelung dieser Frage

könne zur Vermeidung einer RechtszerSplitterung und

Rechtsunsicherheit nicht durch einen Akt der selbst-

verwaltung auf kleinerer Bezirksebene erfolgen, sonuern

müsse dem Gesetzgeber vorbehalten bleiben° Die Derufs—

ordnungen von 1957 und 1960 befaßten sich nicht mit der
Frage, daß EKG—Untersuchungen nur bestimmten Facharzt—

gruppen vorbehalten seien. Es möge im Interesse der

Allgemeinheit liegen, daß der Facharzt sich bei der Heil-

behandlung auf sein Fachgebiet beschränke. Das EKG sei

Jedoch eine Erkenntn13quelle‚ die jedem Arzt zugänglich

sein müsse. Durch die beschlüsse der Selbstverwaluungsgremien,

auf die sich die Beklagte berufe, würden technische ‘
Hilfsmittel eincm bestimmten frztekreis vorbehalten,

Dies stelle einen verfassungswidrigen Eingriff in die
Freiheit der Berufsausübung der, Abgesehen davon habe

sich die neue ärztliche Erkenntnis, die in jenen De—

schlüssen zum Ausdruck gekommen sei, erst zu einer Zeit

durchgesetzt, als dem Kläger :bereits Jahrelang EKG—

Leistungen honoriert worden seien° rür den Kläger stelle

sich diese in seine Verhältnisse ändernd eingreifende

Aegelung als ein enteignungsgleicher Eingriff dar. ua
die beklagte eine Entschädigung nicht vorgesehen habe,

seien jene Beschlüsse ihrer belbstverwaltungsgremien

nach Artikel 19 GG verfassungswiurig. Der Kläger habe

sich überdies ein Anrecht auf honorierung seiner EKG—-

Leistungen erworben, denn er habe sich die EKG-Anlage

im Vertrauen darauf angeschafft, dem seine EKG—Leistungen

honoriert würdenn Durch die Jahrelange Vergütung dieser

Leistungen sei sein Vertrauen auch bestätigt worden;

die Beklagte habe deren Honorierung zunächst selbst als

rechtlich unbedenklich angesehen, ui€ nachträgliche
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Fnuerung ihrer Rechtsauffassung könne nicht dazu führen,

dem Kläger künftig die Vergütung dieser Leistungen zu

versagen.

nie beklagte hält das Urteil des Vordergerichts für zu-

tref£gnd„

Der Kläger hat beantragt,

die Entscheidung der Vorinstanzen sowie

die nescheide der Beklagten vom 4.November

1959 und 170 März 1960 -
diesen bescheid

allerdings nur, als in ihm die Honorierung

der EKG—Leistungen des Klägers ab 1„Januar

1960 versagt worden sei —, ferner den

Nicerspruchsbescheid aufzuheben und die

Beklagte zu verpflichten, dem Kläger EKG—

Leistungen zu honorieren°

hie Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Il

nie — durch Zulassung statthafte (@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1

des Sozialgerichtsgesetzes —bGG—)— Revision ist nicht
begründet,

Der Kläger ist der Meinung, daß die Beklagte ungeachtet

des Beschlusses ihrer Vertreterversammlung vom 23°

beptember 1959 nach wie vor verpflichtet sei, die im

Rahmen seiner Kassenpraxis getätigten EhG»Leistungen

zu honorieren„ Er hält die Entscheidungen der beklagten

vom 4‚November 1959, 17‚März 1960 und 12„5eptember 1960,

die ihm sein behauptetes uecht, EKG—Leistungen abzu—

rechnen, vorenthalten, für rechtswidrig, insbesondere

für verfassungswidrig° Dies ist indessen nicht der Fall°

- 9 _
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wie der erkennenue oenat in ständiger Rechtsprechung ent—

schieden hat (BBG 2,201‚215), handelt es sich bei der

Ausübung kassenärztlicher Tätigkeit um die Erfüllung einer

besonderen öffentlich—rechtlichen Aufgabe im Rahmen des

ärztlichen Berufe. Für die kassenärztliche Tätigkeit be—
steht somit eine Bindung an die allgemein—ärztlichen

Grundsätze über die Ausübung des Arztberufs„ Dies hat

zur Folge, daß ein Arzt, der Versicherte der RVO— oder

Ersatzkassen behandeln will, entsprechend dem allgemein—

ärztlichen Berufsrechts nur als praktischer Arzt ouer.als

Facharzt eines der Fachgebiete, die in den ärztlichen

berufsordnungen genannt sind, zugelassen oder beteiligt

werden kann°

Das ärztliche Derufsrecht ist in der Reichsärzteordnung

vom 13. Dezember 1935 (BGBl. I S. 1433) sowie in der

Berufsordnung für die deutschen Ärzte vom 5„November 1937
(Deutsches Ärzteblatt S, 1031) erstmals reichseinheitlich

kodifiziert gewesen' Nach .1945 ist es in den im Gebiet

der Jetzigen Bundesrepublik gebildeten Ländern teilweise

geändert werden. Aber auch soweit die Berufsordnung für

die deutschen Ärzte aus dem Jahre 1937 zunächst unver—
anncrt wcitergegolten hat wie in Rheinland—Pfalz, ist sie

mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes nicht etwa nach

Artikel 125 GG Bundesrecht geworden, vielmehr Landesrecht

geblieben° Die Zustdndigkeit des Bundes zur konkurrieren—

den Gesetzgebung nach Artikel 74 Nr° 19 GG beschränkt

sich nämlich auf die "Zulassung zu ärztlichen und anderen

heilberufen"° Nach der Hechtsprechung des Bundesverfassungs—

gerichts (BVerfG 4,74‚83) ist diese Verfassungsvorschrift
wortgetreu au„zulegen° Dies bedeutet, daß unter den begriff

"Zulassung zum ärztlichen Heilberuf" nur bestimmungen über

die Erteilung, die Zurücknahme und das Ruhen der ärztlichen

bestallung sowie über die Erlaubnis zur vorübergehenden

Ausübung des ärztlichen Berufes, ferner 5trafvorschriften
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zum Schutz der ärztlichen Berufsausübung fallen„ Mit

der Regelung dieser Fragen hat sich die hundesärzte—
'

ordnung vom 2. Oktober 1961 \BGBl. l, 1857) im wesent—’”

lichen auch nur befaßt° Fragen der nerufsvertretung‚

der nerufspflichten und der Berungerichtsbarkeit der

Ärzte sind nach 1945 dagegen, teilweise abweichend von

der heichsärzteordnung, in den sogenannten Kammerge-

setzen der einzelnen Länder geregelt werden° Diese he—

setze stimmen allerdings inhaltlich insofern überein,

als sie, wie schon 3 14 der Reichsürzteordnung es.den

ärztlichen Derufsvertretungen überlassen haben, die

ärztlichen nerufspflichten in Berufsordnungen ( die

Facharztordnungen jeweils mit einschließen) verbind—

lich zu regeln° Für das Land Rheinland—Pfalz ist dies

durch 5 8 Abs° 3 des LandeSgesetzes über die Aammern
der Ärzte, Zahnärzte, uentisten‚ Apotheker und Tier—

ärzte vom 1„April 1953 (GVBl„ der Landesregierung
Rheinland—Pfalz 5. 33,34) geschehen° Aufgrund dieser
Vorschrift hat die Landesärztekammer von Rheinland—

Pfalz am 16.Januar 1960 die »erufsordnung für die
Ärzte in Rheinland—Pfalz erlassen; sie ist am 1.Februar
1900 in Kraft getreten° Die nach 1945 von den ver—

schiedenen uandesärztekammern erlassenen nerufs— und

Eacharztorunungen sind in ihrem wesentlichen Inhalt

einanuer angeglichen; sie lehnen sich nämlich weit—

gehend an das von der Bundesärztekammer empfohlene

Muster einer J-*erui‘s— und Fachargtordnung (vgl„ Ä„m„

1956, 945; l902‚2323) an„

Das Derufungsgerieht ist zutreffend davon ausgegangen,
daß im Bereich der Beklagten, der nur einen Ieil des

Bundeslandes Rheinland—Pfalz umfaßt, bis zum 31.Januar

1960 die “erufsordnung für die deutschen Ärzte vom 5„
November 1937 gegolten hat und seitdem die Berufsordnung

Ihr die Ärzte in Rheinland—Pfalz vom 16„ Januar 1960
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rechtswirksam ist. In beiden Derufsordnungen ist die Bezeich—

nung des Facharztes für Röntgenologie und Strahlenheilkunde

zugelassen (@ 29 Abs‚ 2 ■r‚ 14, 9 30 AbS» 2 Nr° 15)° @ 33

der Berufsordnung für die deutschen Ärzte bestimmt, daß der

Facharzt grundsätzlich - mit Ausnahme von sonntags—, Nachts—

und Bereitschaftsdienst sowie ehrenamtlicher Tätigkeit —

von der Ausübung einer allgemein—ärztlichen Tätigkeit aus—

geschlossen ist und er sich im wesentlichen auf sein Fach—

gebiet beschränken muß° Die grundsätzliche Beschränkung

des Eacharztes auf sein Eachgebiet normiert auch @ 37'der

Derufsordnung vom 16. Januar 1960° Diese Begrenzung der

Facharzttätigkeit muß angesichts der Gebunuenheit der

kassenärztlichen Tätigkeit an die Normen des allgemein —
ärztlichen nerufsrechts auch gelten, soweit der Facharzt

in seiner Eigen chaft als Kassenarzt tätig wird. Zudem be—

stimmt die Satzung der Beklagten in © 4 Abs° 1 ausdrücklich,

uaß ihre ordentlichen Mitglieder "unter uerücksichtigung der

Vorschriften der BerufS— und Facharztordnung" an der kassen—

ärztlichen Versorgung teilnehmen°

Die beiden bereits genannten Berufsordnungen schränken

—entgegcn der Meinung des Klägers — die ßerufsausübung

des Eucharztes nicht in verfassungswidriger Weise ein„ Als

Regelungen der berufsausübung (Art° 12 Abs° 1 satz 2 .GG),

die die Freiheit der uerufswahl nicht beeinflussen, sind

sie schon dann nicht verfassungswidrig‚ wenn vernünftige

Uründe des Gemeinwohls für ihren Erlaß gegeben sind und sie

für den von ihnen betroffenen Personenkreis zumutoar und

nicht übermäßig belastend sinn ( BVerfG 7,377, 406; 11,30,
42;13,181‚187; 16,286‚297,299)° Die grundsätzliche beschrän—

kung der nerufstätigkeit des Facharztes auf sein Eachgebiet

liegt indessen im interesse der öffentlichen Gesundheits—

pflege \Vgl. Ent8cheidung des Bayer.Verfassungsgerichtshofs

vom 4„Juli 1952 — 5VerIGH 5, 161,165). sie dient sowohl den

Delangen der sich in ihren ärztlichen Kenntnissen und Be—
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handlungsmethoden auf ein bestimmtes Gebiet der Heil—

kunde Konzentrierenden Ärzte als auch ihrer Patienten°

Von einem Arzt, der die Öffentlichkeit durch Führung einer

Eacharztbezeichnung auf
sei%% 3%%%ä%%ntni85e

hinweist,

muß.gefordert werden, daß er.sich im besonderen Maße

über die Fortschritte der ärztlichen Wissenschaft auf

seinem Fachgebiet unterrichtet hält und in ihnen laufend

gründliche Erfahrungen sammelt„ Dieser Forderung kann der

Facharzt aber nur dann in einem den Dedürfnissen seiner

l‘—ranken genügendem Maße gerecht werden, wenn er sich

— wie die Eacharztordnung dies vorschreibt - auf sein

£achgebiet beschränkt (vgl„_Entscheidung des Bayer"

Verfassungsierichtshofs vom 6„Juli 1961 —ÄM1961‚2559,
2361)°

Zwar ist nach Artikel 12 Abs° 1 Satz 2 GG die “ernfsaus-

übung durch "“esetz" zu regeln (vgl„ hierzu Weissauer—

Poellinger: ist eine Regelung der ärztlichen berufs—

pflichten durch Berufsordnungen der Ärztekammern mit
Art° 12 Abs° 1 GG vereinbar? Deutscher Ärzte—Verlag,

_yhöln—Berlin, 1961)„ Soweit es sich - wie bei der Berufs—

ordnung für die deutschen Ärzte — um vorkonstitutionelles
Recht handelt, bedarf es keines formellen Gesetzes (hVerfo

3,65‚70)„ Dies wird jedoch von berufsausübungsregelungen

verlangt‚ die nach.lnkrafttreten des GG erlassen werden
sind (v. Mangold—Klein, Das Bonner Grundgesetz, 2„Aufl„,
S° 386; Lerche, DVB1° 1958 S„ 524 ff)° Als Gesetz im 1% ‘f{1

Sinne des Artikel 12 Abs“ 1 Satz 2 GG reichen aber nach “

weit verbreiteter Meinung Ermächtigungsvorschriften aus‚‘äi

soweit sie den Anforderungen des Artikel 80 Abs„ 1 GG_
"d

genügen (BVerwG 10,164; Hamann, Das Gundgesetz‚8„ 152;
nachof in " Die Grundrechte", herausgegeben von Better—

mnnn—Nipperdey—öcheuner, Bd° III 80 211; noch weniger
strenge Anforderungen stellt Menger, Verwaltungsarchiv,

1964 S° 73)» Allerdings betrifft Artikel 80 Abso 1 GG
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den Erlah von Rechtsverordnungen durch Organe der Exe—

kutive„ @ 8 Abs„ 3 des bereits erwähnten Kammergesetzes

von Rheinland—Pfalz räumt dagegen Körperschaften des

öffentlichen Rechts die Befugnis ein, die Berufsausübung.
bestimmter freier Berufe durch eigene Rechtsetzung zu

regeln° Es kann dahinstehen, ob aus Artikel 80 Abs; 1

Satz 2 GG überhaupt Analogieschlüsse auf die Recht—

setzungsbefugnis einer autonomen Körperschaft des

öffentlichen Rechts gezogen werden können (verneinend

Maunz—Dürig, aaO, Anm° III zu Art° 80 GG mit der Be—

gründung, daß mit dem Begriff der juristischen Person

des öffentlichen Rechts deren Berechtigung zur Regelung

ihrer eigenen Angelegenheiten regelmäßig Verbunden sei

und bei deren Rechtsetzung die Gewaltentrennung nicht

durchbrochen, sondern die Rechtsetzungsbefugnis inner-

halb der Legislative nur auf andere demokratische Gremien

verlagert werde)° Selbst wenn bei Regelungen der berufs—

ausübung Artikel 80 Abs° 1 Satz 2 GG auf die Recht—

setzungsbefugnisse öffentlich—rechtlicher Körperschaften

im hinblick darauf, daß nach Artikel 12 Abs° 1 Satz 2

GG die berufsausübung durch "“esetz" zu regeln ist,

entsprechend anzuwenden sein sollte, wird © 8 Abs„ 5 des

hammcrgesetzes von Rheinland—Pfalz den nach dieser Ver—

fassungsnorm an eine Ermächtigungsvorschr„ft zu stellen—

uen Anforderungen gerecht° Die in dieser landesreoht—

lichen Vorschrift den Berufsvertretungen der Ärzte von
Rheinland—Pfalz eingeräumte Ermächtigung, eine berufs—

und Eacharztordnung zu erlassen, ist nach Inhalt, Zweck

und Ausmaß ausreichend bestimmt (vgl° hierzu BVerfG l,

14,60; 2,507, 334); nach herkömmlicher Ansicht umfaßt
sie die Regelung der allgemeinen Rechte und Pflichten

des Arztes sowie die besonderen des Facharztes° Darin er—

schöpft sich auch die berufsordnung für die Ärzte von
Rheinland—Pfalz° Jene Ermächtigungsvorschrift genügt

daher den Anforderungen an ein "Gesetz", welches die
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»erufsausübung nach Artikel 12 Abs„ 1 Satz 2 GG regeln

kann. Die in der berufsordnung normierte, dem her—

kömmlichen Standesdenken der Ärzte entsprechende, im

öffentlichen Interesse gebotene beschränkung des Euch;

arztes auf sein Fachgebiet hat überdies keine Aus—

wirkungen auf die verfassungsrechtlich gewährleistete

Freiheit der Berufswahl, Bedenken verfassungsrecht-

licher Art bestehen gegen sie daher nicht„

Sowohl in der Berufsordnung für die deutschen Ärzte

als auch in der für die Ärzte in Rheinland-Pfalz nun—
mehr geltenden 5erufsordnung ist über UmiQng und Grenzen

der hier genannten ärztlichen Fechgebiete.nichts näheres

bestimmt. im streitfall haben daher die Gerichte den

Begriff Fachgebiet euezulm„en° Für das Fachgebiet

"höntgenologie und 5trahiönheilkunue“ ergibt sich dessen

Umfang schon aus der wortfindung° Wie das LSG Nieder—

sachsen (zu vgl° I„M— 1364, 1415, 1416) zutreffend ent-
schieden hat, handelt es sich bei der Röntgenologie

und Strehlcnheilkunde um die Anwendung von Röntgen—

strahlen oder btruhlen anderer Art durch den Arzt zu
diagnostischen oder heilzwecken; die Elektroherdio—

graphic stellt dagegen eine diagnostische Methode zur
Aufzeichnung der Aktionsströme des herzens unter Be—

nutzung der Elektrizität der„ Für die "htändige konferenz

der Eecharztausschußvorsitzenuen der hendesärztekammern“ —
dus Expertengremium der ßundesdrztekammer für das Fach—

erztwesen in der alle Landesärztekemmern vertreten sind

— sind aus ärztlicher Sicht zur Frage, ob Röntgenfuch—
ärzte hlektrokardiogramme ausführen und auswerten dürfen,

folgende Gesichtspunkte maßgeblich gewesen (vgl„ die
in den Akten der Beklagten befindliche Niederschrift

über die Sitzung der ständigen konferenz der Eacharzt«
ausschußvorsitzenden der Lendesärzteka„mern vom

20„4„19603
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Ein EKG könne nur im Zusammenhang mit dem Ergebnis
klinischer Untersuchungen ausgewertet werden um zu einer

umfassenden Diagnose zu gelangeneiDie röntgenologische

Darstellung des Herzens zusammen mit der im EKG aufge—

zeichneten Herzstromkurve könne keinesfalls als ausreichen—'

des Diagnostikum eines in den vielfältigsten Formen auf—

tretenden Bildes einer Erkrankung des Herzens angesehen

werden° Die hierzu noch erforderlichen klinischen Unter—

suchungsmethoden gehörten jedoch eindeutig nicht zum

Fachgebiet Röntgen— und Strahlenheilkunde° Ärzte dieses

Fachgebietes seien daher aufgrund der nerufsordnung nicht

berechtigt, Elektrokardiogramme zu erstellen und auszu—

werten° Die Ständige Konferenz der Facharztausschußvor—

sitzenden hat bei ihrer Meinungsbildung die von ihr einge—

holten Stellungnahmen der "Arbeitsgemeinschaft der Labora—

toriumsärzte Deutschlands", der"Deutschen Röntgengesell—

schaft“ und der “Deutschen„Gesellschaft für innere Medizin"

verwertet° Ihre Auffassung hat in der Ärzteschaft ganz

überwiegend Zustimmung gefunden° Dies ergibt sich auch aus

dem vom Kläger abschriftlich vorgelegten Urteil des SG
Frankfurt vom 12„Juni 1963, in dem ein von diesem Gericht

cingcholtes Gutachten des Leiters der Röntgenabteilung der

Chirurgischen Universitätsklinik Frankfurt/Main vom 60
Februar 1965 inhaltlich wiedergegeben ist° Dieser Gut—

achter vertritt ebenfalls die Ansicht, daß die Verbindung

von Röntgenologie und Elektrokardiographie veraltet ist„

Der durch seine ehrenamtlichen Richter fachkundig zusammen—
gesetzte Senat trägt keinebedenken, sich dieser Meinung anzu—

schließen°

Schwierigkeiten bereitet, wie der Kläger zutreffend darge—

tan hat, allein noch die Frage, ob die Ärzte, die bereits

EKG—Leistungen ausgeführt haben, bevor jene ärztliche Ansicht

sich durchgesetzt hat, eine Art Besitzstand für sich bean8pruchen

können° Die Dandesärztekammsr“Rheinland—Pfalz hat für solche
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fälle keine Ubergangsregelung getroffen° Es ist zuzu—

geben, daß eine derartige Regelung, die nur genereller

Art sein könnte, kaum jedem einzelnen Fall gerecht

werden würde°

Aus der Fassung des 5 37 Abs° 2 der Derufsordnung für

die Ärzte in Rheinland—Pfalz, daß sich Fachärzte g_r_un_d_+"
ääiällää auf ihr Fachgebiet beschränken müssen, kann

nicht auf eine.zwingenue Verpflichtung der zuständigen

ärztlichen derufsvertretung geschlossen werden, eine
Ubergangsregelung für solche Fachärzte zu erlassen, die ;2

von einer erst nach einer geraumen Zeit eingetretene ’"

Festigung der allgemein—ärztlichen Anschauung, welchem‘"

Fachgebiet etwa eine neu eingeführte Sachleistung zu—

zurechnen ist, betroffen worden sind° Der — fachkundig

besetzte — senat legt das Wort "grundsätzlich" in jener

Bestimmung dahin aus, dab angesichts der Vielgestaltig—

keit der dem Arzt in seiner täglichen Praxis unter—

kommencen Dehandlungsi‘allc eine starre Grenze zwischen

den einzelnen ärztlichen Fachgebieten nicht gezogen
werden kann, vielmehr aus Bedürfnissen der Iraxis eine

gewisse Toleranzbreite zugestanden werden muß" Line

fortdauernde facharztliche Tätigkeit außerhalb der

Urenzen des Fachgebietes ist jedoch nicht zulässig°

Was nun den nläger betrifft, darf nicht übersehen werden,
daß nicht nur allgemein, sondern gerade auch in der für

ihn zuständigen ßezirksvereinigung Trier der Landes—
ärztekammer Rheinland—Pfalz, die ebenso wie diese die

Eigenschaft einer körperschaft des öffentlichen nechts

besitzt (3 4 Abs° 2,5 des bereits erwihnten Landesge—
setzes vom 1„Ayril 1953), schon im Herbst 1958 — also

2 5/4 Jahre, nachdem der Kläger in seiner Praxis mit

der Ausführung von EhG—neistungen begonnen hatte, sich

die uberzeugung gebildet hatte, daß diese Art von
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Leistungen nicht in das Fachgebiet der Röntgenologie ge—

hört, ferner daß die Beklagte den Kläger hierauf und da—

mit auf diqunzulassigkeit seiner Behandlungsweise aus—

drücklich hingewiesen hat° Trotzdem hat die Beklagte die

von ihm weiterhin ausgeführten und abgerechneten EKG—

Leistungen noch mehr als ein Jahr lang honoriert° Die

Zeitspanne von insgesamt vier Jahren wird im allgemeinen

auch ausreichend sein, um die Anschaffungskosten einer

EKG—Anlage im wesentlichen abzudecken° Mehr kann der

Kläger aber billigerweise nicht verlangen°

Der Kläger überschreitet die Grenzen seines Fachgebietes,

wenn er nach wie vor Elektrokardiogramme anfertigt und

auswertet, obwohl diese Art von Sachleistungen nicht zu
seinem Fachgebiet gehört° Da er als Facharzt für Röntgeno—

logie und Strahlenheilkunde zugelassen und beteiligt

ist, wirkt sich die beschränkung seines Eachgebiet■u

auf seine Tätigkeit für die EVO — und Ersatzkassen

dahin aus, daß ärztliche Leistungen an Versicherte außer—

halb seines Fachgebiete nicht als kassenärztliche bzw„

vortragsgerechte Leistungen angesehen werden können, so—

mit von der KÄV grundsätzlich nicht honoriert zu werden
brauchen° Die Beklagte hat dem Kläger daher zu Recht —
nach Ablauf einer angemessenen Übergangszeit — die ab

10 Januar 1960 begehrte weitere Honorierung seiner EKG—
Leistungen versagt° Ob ihre Verwaltungsakte sich aller-

dings auf den Beschluß ihrer Vertreterversammlung vom
23„Beptember 1959 stützen können, was zur Voraussetzung

hatte, daß dieser Beschluß innerhalb des gesetzlichen

Aufgabenbereichs der Beklagten ergangen ist, bedarf vor—
liegendenfalls keiner Entscheidung, da die Verwaltungs—

akte der Beklagten aus Gründen des allgemein—ärztlichen

Berufsrechts als rechtmäßig anzusehen sind° Der kläger
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kann gegen die Beklagte für seine nach dem_31° Dezember

1959 getätigten EKG*Leistungen auch nicht aus anderen
Uründen rechtlicher Art Honoraransprüche geltend machen"

Entgegen seiner Meinung hat der Kläger dadurch, daß die

neklagte vier Jahre lang seine EKG—Leistungen honoriert

hat, kein wohlerworbenes Recht auf Abrechnung und Ver—
_

gütung dieser Art von Leistungen für alle Zukunft er— ‘

langt. Nach der Recht8prechung des erkennenden Senats

(BSG 5,40‚45) genießt allerdings das durch Zulassung

begründete hecht auf Ausübung der Kassenpraxis Eigen—

tumsschutz nach Artikel 14 GG° Indessen muß der Kassen—

arzt, wie der—erkennende Senat bereits entschieden hat

(BSG 20,52‚57), grundsätzlich als Konkretisierung der
Eigentumsbindung im Sinne von Artikel 14 Abs° 1 Satz 2

GG Veränderungen seiner Rechte und Pflichten durch den '

Gesetzgeber hinnehmen, selbst wenn sie eine Schlechter—

stellung gegenüber seinem bisherigen ■echtsstand zur
Folge haben, vorausgesetzt, daß das verbürgte Grund—

recht in seinem Wesensgehalt nicht angetastet wird (Art°

19 Abs° 2 GG)° Dies gilt angesichts der ausgeprägten
öozinlpflichtigkeit des Status des Kassenarztes auch für

möglicherweise eintretende Einbußen wirtschaftlicher

Art wie sie beispielsweise durch einen Wandel der arzt—

lichen Auffassung über die Abgrenzung eines ärztlichen

Fachgebiete bedingt sein können° Der Kassenarzt genießt

insofern keinen Schutz seines Vertrauens in den un—
veränderten ßestand seines Rechts° Es ist daher grund—

sätzlich ohne rechtliche Bedeutung, daß er sich hierauf

— etwa durch Anschaffung einer entSprechendon Apparatur ?

eingerichtet hat° Die Ausführungen der Revision über

die Entsehädiguhgspflicht der Beklagten wegen Vorliegens

eines enteignungsgleichen Eingrilfs (zu vgl; BGHZ 32,

208; Schack in JZ 1960, 625) sind somit unbehelflicho
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Das Berufungsgericht hat ferner zutreffend ausgeführt,

daß der Kläger kein Recht auf weitere Vergütung von EKG-

Leistungen aus dem ■echtsgedanken des Herkommens hat°

Voraussetzung hierfur wäre, daß sich eine langjährige _

Überzeugung herausgebildet hätte, die Ausführung und

Auswertung von Elektrokardiogrammendurch Röntgenfach—

ärzte sei rechtens° Gerade dies ist aber nicht der

Fall gewesen°

Schließlich kann der Kläger auch nicht aus dem Gesichts-
punkt des Vertrauensschutzes aufgrund vorangegangener
Maßnahmen der Beklagten fernerhin die Abrechnung und

Vergütung von EKG—Leistungen beanspruchen° Wie das Be—

rufuntsgericht uhangegriffen festgestellt hat, hat die

Beklagte zu keiner Zeit durch Verwaltungsakt dem Kläger

die Ausführung von EKG—Leistungen, was deren Vergütung

seitens der Beklagten zwangsläufig in sich schließen

wurde, ausdrücklich gestattet° Es bedarf daher keiner

Ausführungen darüber, ob der Ansicht des BG Schleswig

(Dreit11aupt—bammlung 1957‚103) zu folgen ist, daß eine
einem kassenarz t einmal erteilte Genehmigung zur Aus—

führung von EKG—Leistungen nur aus besonderen Grunden

widerrufen werden kann„ nach den feststellungen des

Berufungsgerichts hat der Kläger seine EKG-Anlage auch

nicht etwa im Vertrauen auf eine ihm erteilte bindende

Zusicherung der Beklag qten, daß er zur Ausführung von
EKG—Leistungen berechtigt sei, angeschafft° Bei seinem

am ö„ November 1954 an die Beklagte gerichteten Schrei—
ben handelt es sich um einen Dericht, in dem der Kläger

ausführlich die ersten vier Jahre des Aufbaues seiner

Praxis geschildert und zum Ausdruck gebracht hat, daß er
sich aus wirtschaftlichen Gründen eine EKG—Anlage noch

nicht habe einrichten können° has LSG hat sonach ohne
nochtsirrtum angenommen, daß der Zweck dieses Schreibens

nicht der gewesen ist, von der Beklagten eine veroindliche
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Zusage zu erhalten, so daß das bchweigen der beklagten

auf dieses Schreiben des klägers ohne rechtliche bedeu—

tung ist? Der Kläger hat sich seine EKG—Anlage vielmehr "

auf sein eigenes Risiko, wie es einem freien ■eruf eigen

ist, gekauft° Er mag zwar, nachdem die Beklagte zunächstg

einige Jahre lang seine EKG—neistungen honoricrt hatte,

darauf vertraut haben, daßdies auch künftig der Fall
_sein werde, und gehofft haben, auf diese Weise die An—

schaffungskosten der Anlage abdecken zu können° Ein —
rechtliche Folgen nach sich ziehendes — schutzwürdiges _i;

Interesse des Klägers hätte aber nur dann vorgelegen‚ _"

wenn der Kläger auf ein entsprechendes Verhalten der
%

Beklagten sich die kostspielige EKG—Einrichtung gekauft

hätte und diese am °ahresende 1959 noch nicht amortisiert

gewesen wäre, dem Kläger somit durch Maßnahmen der De— “l”

klagten ein nicht unerheblicher wirtschaftlicher Nachteil

entstanden wäre und dem Kläger nicht zugemutet werden
könnte} diesen Schaden selbst zu tragen° Diese Voraus—

setzungen sind indessen hier nicht gegebeno Der Kläger

als ein mitten im berufsleben stehender, dessen ständige

wandlungen nahezu täglich erfahrender Mann hat nicht

damit rechnen können, daß die seinen wirtschaftlichen

Interessen zunächst günstige Auffassung über die Grenzen

des Fachgebiete Röntgen— und Strahlenheilkunde unwandel—

bar sein werde.

Somit war zu erkennen, wie geschehen°
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